
 

E I N L A D U N G 

VERTEILER:  1.3.1   PlanerInnen FB 601 
 
                                   1.3.2 

Ortsnaturschutzbeauftragte, öffentl. Vorlagen zur Info 
 
                                   1.3.3 

 
 
 
Hiermit lade ich Sie zu einer öffentlichen / nichtöffentlichen Sitzung des Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Verkehr ein. 

 
Gremium : Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr, StuV/051/ XI 
Sitzungstermin : 21.07.2016, 18:15 Uhr 
Ort : Norderstedt 
Raum : Plenarsaal Rathausallee 50, 22846 Norderstedt 
 

Mit freundlichen Grüßen  

  

Nicolai Steinhau-Kühl  
 
Tagesordnung 
 

Öffentliche Sitzung 

1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
  
2. Beratung und Beschlussfassung zur Tagesordnung sowie 

Entscheidung über die Nichtöffentlichkeit einzelner 
Tagesordnungspunkte 

  
3. Einwohnerfragestunde, Teil 1 
  
4. Besprechungspunkt: Vorstellung der Ziele der 

Wohnungsbaugesellschaft Adlershorst am Exerzierplatz 
(gemeinsam mit dem Sozialausschuss) 

  
5. Verkehrssicherheit "Schwarzer Weg / Sandweg", hier: Antrag der 

WiN-Fraktion vom 03.07.2016 
Vorlage: A 16/0298 

  
6. 1. Halbjahresbericht 2016 , Amt für Ordnung und Bauaufsicht 

(ohne Fachbereich Allgemeine Ordnungsaufgaben) 
Vorlage: M 16/0256 

  



 

7. 1. Halbjahresbericht 2016, Amt für Stadtentwicklung, Umwelt und 
Verkehr 
Vorlage: M 16/0255 

  
8. 11. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Norderstedt 

FNP 2020 "Westlich Oadby-and-Wigston-Straße" 
Gebiet: Südlich Forst Rantzau, östlich Rantzauer Forstweg, 
nördlich Flurstück 35/5, Flur 07, Gemarkung Garstedt und 
westlich Oadby-and-Wigston-Straße 
hier: Beschluss zur Durchführung der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung und der Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange 
Vorlage: B 16/0253 

  
9. Bebauungsplan Nr. 316 Norderstedt "Westlich Oadby-and-

Wigston-Straße" 
Gebiet: Südlich Forst Rantzau, östlich Rantzauer Forstweg, 
nördlich und östlich Flurstück 38/5, Flur 07, Gemarkung Garstedt 
und westlich Oadby-and-Wigston-Straße 
hier: a) Aufstellungsbeschluss 
b) Beschluss zur Durchführung der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung und der Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange 
Vorlage: B 16/0252 

  
10. Bebauungsplan Nr. 293 Norderstedt "Friedrichsgaber 

Weg/Syltkuhlen" 
Gebiet: Westlich Friedrichsgaber Weg, nördlich der Bebauung 
Waldstraße, östlich Syltkuhlen 
hier: Beschluss über das Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit 
Vorlage: B 16/0277 

  
11. Bebauungsplan Nr. 296 Norderstedt "Südlich Flensburger 

Hagen" 
Gebiet: südlich Flensburger Hagen, nördlich Industriebahn, 
westlich Ulzburger Straße 
hier: Einstellung des Verfahrens 
Vorlage: B 16/0292 

  
12. Einwohnerfragestunde, Teil 2 
  
13. Berichte und Anfragen - öffentlich 
  
 . Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Maßgabe 

der Beschlussfassung durch den Ausschuss voraussichtlich 
nicht öffentlich beraten. 

  

Nichtöffentliche Sitzung 

14. Berichte und Anfragen - nichtöffentlich 
  



 

Sachbearbeiter/in Fachbereichs-
leiter/in 

Amtsleiter/in mitzeichnendes Amt (bei 
über-/ außerplanm. Ausga-
ben: Amt 11) 
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ANTRAG 

  Vorlage-Nr.: A 16/0298 

WiN-Fraktion Datum: 07.07.2016 

Bearb.:  Rathje, Reimer Tel.:040 - 53 82 
999  

öffentlich 

Az.:    

 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Verkehr 

21.07.2016 Entscheidung 

 
 

Verkehrssicherheit "Schwarzer Weg / Sandweg", hier: Antrag der WiN-Fraktion vom 
03.07.2016 
 
Beschlussvorschlag 
 
Die Verwaltung wird gebeten, eine Problemlösung zu erarbeiten, die die Verkehrssicherheit 
für Fußgänger auf dem Bürgersteig und insbesondere für die Schulkinder auf ihrem Schul-
weg wieder gewährleistet. 
 
 
 
Sachverhalt 
 
Der Schwarze Weg ist in diesem Bereich eine sehr schmale Straße. Auf der westlichen Seite 
parken bis zu 20 PKW und Transporter. Begegnen sich in diesem Bereich zwei Fahrzeuge, 
insbesondere Busse oder Transporter, so müssen diese Fahrzeuge über den Fußweg / 
Schulweg ausweichen. Dieses ist besonders für Schulkinder eine gefährliche Situation. 
 
 
 
Anlagen: 
Originalantrag der WiN-Fraktion 
Foto 
 
 
 

Ö  5



Ö
  5
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MITTEILUNGSVORLAGE 

  Vorlage-Nr.: M 16/0256 

623 - Fachbereich Verkehrsaufsicht und Beiträge Datum: 22.06.2016 

Bearb.:  Jellonek, Claudia Tel.: -293 öffentlich 

Az.:  623/je -lo  

 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Verkehr 

21.07.2016 Anhörung 

 
 

1. Halbjahresbericht 2016 , Amt für Ordnung und Bauaufsicht (ohne Fachbereich 
Allgemeine Ordnungsaufgaben) 
 
 
Das Amt 62 (Ordnung und Bauaufsicht) stellt den anhängenden 1. Halbjahresbericht 2016 
vor. Die Berichte wurden auf der Datengrundlage vom 02.06.2016 erstellt.  
 
Die Produkte des allgemeinen Ordnungsdienstes werden separat im Hauptausschuss vorge-
stellt.  
 
In der Sitzung können Erläuterungen zum Bericht gegeben werden. 
 
Anlage: 
1. Halbjahresbericht 2016 - Amt 62 

Ö  6
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1. Halbjahresbericht 
Amt für Ordnung und Bauaufsicht 
(Hauptausschuss) 
 
 
 

2016 

Stadt Norderstedt 
31.05.2016 
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SCHLAGZEILEN 

Grundlegende Anmerkungen des Fachbereichs Finanzsteuerung 

Zur Vermeidung einer Verzögerung der Berichtspräsentationen in den Ausschüssen durch die Sitzungspause im 

Sommer wird der 1. Halbjahresbericht 2016 lediglich die IST-Zahlen aus fünf Monaten beinhalten und jeweils 

bereits in der letzten Ausschusssitzung vor der Sommerpause präsentiert. 

Die Prognose der bilanziellen Abschreibungen ist gegenüber der ursprünglichen Planung erhöht worden, da 

aufgrund der durchgeführten Jahresabschlussarbeiten aktuellere Schätzwerte vorliegen. 
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ERGEBNIS- UND FINANZRECHNUNG 

ERGEBNISBUDGET 

  

Ergebnis 12100 Statistik u. Wahlen 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge

Personalaufwendungen 4,7 4,7 4,7

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 2,0 1,2 1,2 -0,8

bilanzielle Abschreibungen

Transferaufwendungen

sonst. ordentl. Aufwendungen 4,1 4,1 57,6 57,6 57,6

- ordentliche Aufwendungen 4,1 4,1 59,6 63,5 63,5 3,9

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. -4,1 -4,1 -59,6 -63,5 -63,5 -3,9

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis -4,1 -4,1 -59,6 -63,5 -63,5 -3,9

+ a.o. Ergebnis

= Ergebnis vor ILV -4,1 -4,1 -59,6 -63,5 -63,5 -3,9

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV 3,5 3,5 3,4 3,4 3,4

= Ergebnis -3,5 -7,6 -4,1 -63,0 -66,9 -66,9 -3,9

Aufwandsdeckungsgrad [%]

KOMMENTAR 

Im ersten Halbjahr 2016 ist die Wahl zum Oberbürgermeister der Stadt Norderstedt durchgeführt worden. 

Ordentliche Erträge 

Entsprechende Kostenerstattungen des Bundes aufgrund gesetzlicher Bestimmungen , wie z. B. für die 
Europawahl, gibt es für die Oberbürgermeisterwahl nicht. Deshalb sind an dieser Stelle keine Beträge 
eingestellt. 

Personalaufwendungen 

Die Aufwendungen berücksichtigen die Kosten für die Wahlaushilfen im Wahlamt 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

Die Aufwendungen berücksichtigen die sonstigen Ausgaben im Zusammenhang mit der Wahl, wie z. B. die 
Anmietung von zusätzlichen Räumlichkeiten. 

Sonstige ordentliche Aufwendungen 

Die Ausgaben berücksichtigen die Kosten für die ehrenamtlichen Wahlhelfer, als auch die Kosten für die 
Geschäftsaufwendungen.  
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Ergebnis 12240 allgemeine Ordnungsaufgaben 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 385,5 388,6 3,1 389,0 386,5 386,5 -2,5

Personalaufwendungen 686,2 647,4 -38,8 725,3 719,2 719,2 -6,1

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 120,1 91,4 -28,7 120,1 106,9 106,9 -13,2

bilanzielle Abschreibungen 5,8 8,7 2,9 5,8 9,8 9,8 4,0

Transferaufwendungen 23,0 22,8 -0,2 23,0 23,9 23,9 0,9

sonst. ordentl. Aufwendungen 68,2 31,9 -36,3 67,9 46,0 46,0 -21,9

- ordentliche Aufwendungen 903,3 802,2 -101,1 942,1 905,8 905,8 -36,3

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. -517,8 -413,6 104,2 -553,1 -519,3 -519,3 33,8

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis -517,8 -413,6 104,2 -553,1 -519,3 -519,3 33,8

+ a.o. Ergebnis 1,9 1,9

= Ergebnis vor ILV -517,8 -411,7 106,1 -553,1 -519,3 -519,3 33,8

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5

= Ergebnis -519,3 -413,2 106,1 -554,6 -520,8 -520,8 33,8

Aufwandsdeckungsgrad [%] 42,68 48,44 5,77 41,29 42,67 42,67 1,38

KOMMENTAR 

Ordentliche Erträge 

Im Wesentlichen begründet durch verwaltungsgebühren (hauptsächlich Gewerbemeldungen und gewerbliche 

Erlaubnisse), Erstattung von Kosten, Bußgeldern und den Versteigerungserlösen aus Fundversteigerungen. 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

Der Ansatz dient für Aufwendungen im Rahmen der gesetzlich übertragenen Aufgaben zur Abwehr von 

Gefahren für die öffentliche Sicherheit (z. B. Kosten für sichergestellte Tiere im Rahmen des Tierschutzes, 

amtliche Bestattungen, Gefahrhunde) 

Transferaufwendungen 

Mittel an den Zweckverband Fundtiere West entsprechend den vertraglichen Regelungen für die Unterbringung 

der Fundtiere im Tierheim in Henstedt-Ulzburg 

Sonstige ordentliche Aufwendungen 

Hauptsächlich begründet durch Geschäftsaufwendungen des Fachbereichs, aber auch durch die Aufwendungen 

für das Entfernen von Abfallfahrzeugen bzw. unerlaubter Sondernutzung durch KFZ.       
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GLOSSAR 

Schlagzeilen 

Ereignisse, die für die Haushaltsentwicklung eine wesentliche Rolle spielen oder für die Produktentwicklung 

von besonderer Bedeutung sind 

SIV 

Soll-Ist-Vergleich zwischen geplanten Werten (Soll) und den tatsächlich erreichten, bzw. im Forecast 

prognostizierten Werten (Ist). Auf dem Vergleich der Werte basieren Abweichungsanalysen. 

Plan 

Aktuelle Werte aus dem Haushaltsplan (auf dem jeweiligen Nachtragsniveau) 

Ist 

Werte, die tatsächlich bis zum Stichtag des Berichts gebucht worden sind 

Forecast 

Ziel: realistische Prognose der Werte zum Jahresende. Vorschau auf das Jahresende unter Einbezug der 

schon gebuchten Istwerte. Für die restlichen Monate wird davon ausgegangen, dass die monatlichen 

Planwerte erreicht werden, es sei denn, es ist bereits eine andere Entwicklung bekannt. Dann wird sie 

anstelle der Planwerte für die Zukunft berücksichtigt. 

Zuwendungsertragsquote 

Anteil der Erträge aus Zuwendungen für laufende Zwecke an den gesamten ordentlichen Erträgen (ohne 

außerordentliche und Finanzerträge) 

Aufwandsdeckungsgrad 

Verhältnis von ordentlichen Erträgen zu ordentlichen Aufwendungen. Durch die Kennzahl wird angegeben, 

in welchem Maße die Erträge aus dem ordentlichen Geschäft die dort entstandenen Aufwände decken 

können. Fachbereiche, deren Aufwandsdeckungsgrad unter 100% liegt, benötigen allgemeine 

Deckungsmittel aus Steuern zur Finanzierung des Restdefizits. 

Personalintensität 

Anteil des Personalaufwands am ordentlichen Aufwand. Je höher der Wert ist, desto personalintensiver ist 

die Arbeit im jeweiligen Fachbereich. 

VZÄ 

Vollzeitstellenäquivalente; Beispiel: eine volle Stelle entspricht 1 VZÄ, eine halbe Stelle 0,5 VZÄ 

Mittlerer monatlicher Personalaufwand / VZÄ 

Gesamter Personalaufwand des Jahres geteilt durch die durchschnittlich besetzte Stellenanzahl des Jahres. 

Die Kennzahl erlaubt keine Rückschlüsse auf Gehälter, da sie den gesamten Personalaufwand des 

Arbeitgebers berücksichtigt, inklusive Arbeitgeberanteilen zu Sozialabgaben, Rückstellungen etc. 
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Ertrag 

Wertanstieg der Verwaltung (erhöht das Eigenkapital): 

Steuern u. ähnliche Abgaben 

Steuerarten, Familienleistungsausgleich 

Zuwendungen u. allgemeine Umlagen 

Schlüsselzuweisungen, Fehlbetragszuweisungen, Zuweisungen u. Zuschüsse für laufende Zwecke, 

Erträge aus Auflösung v. Sonderposten für Zuweisungen u. Zuschüsse, aufgabenbezogene 

Leistungsbeteiligungen im Sozialbereich 

sonstige Transfererträge 

z.B. Leistungen v. Sozialleistungsträgern u. Pflegeversicherungsträgern, privaten Personen als 

Aufwendungsersatz oder Kostenbeitrag 

öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 

Gebühren, Erträge aus Auflösung v. Sonderposten für Beiträge und Gebührenausgleich 

privatrechtliche Leistungsentgelte 

z.B. Mieten, Pachten, Verkauf von Vorräten wie Drucksachen etc., Ersatz für Schadensfälle  

Kostenerstattungen u. Kostenumlagen 

Kostenerstattungen und Umlagen wie Schulkostenbeiträge, Verwaltungskostenerstattung von 

Eigenbetrieben 

sonstige ordentliche Erträge 

z.B. Konzessionsabgaben, Erträge aus Verkauf von Vermögensgegenständen, Bußgelder, 

Säumniszuschläge, Verzinsung von Steuernachforderungen, Erträge aus Auflösung v. sonstigen 

Sonderposten, z.B. Dauergrabpflege, Erträge aus Auflösung oder Herabsetzung von Rückstellungen, 

Erträge aus Zuschreibungen  

Aufwand 

Werteverbrauch durch die Verwaltung (verringert das Eigenkapital): 

Personalaufwendungen 

Direkte Bezüge der Beschäftigten, Beiträge zu Versorgungskassen u. der gesetzlichen 

Sozialversicherung, Beihilfen, Zuführungen zu Pensions-, Altersteilzeit- u. Beihilferückstellungen 

Versorgungsaufwendungen 

Wie Personalaufwendungen, aber für ehemalige Beschäftigte 

Aufwendungen f. Sach- und Dienstleistungen 

Unterhaltung von beweglichem und unbeweglichem Vermögen, Mieten u. Pachten, 

Bewirtschaftungsaufwand, Fahrzeughaltung, Materialbeschaffung, Aufwand für Inanspruchnahme von 

Dienstleistungen 
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bilanzielle Abschreibungen 

Abschreibungen auf Sach-, Finanzanlagen und Umlaufvermögen 

Transferaufwendungen 

Zuweisungen u. Zuschüsse für laufende Zwecke, soziale Leistungen an natürliche Personen, 

Gewerbesteuer- und allgemeine Umlagen 

sonstige ordentliche Aufwendungen 

Personalnebenkosten, z.B. Trennungsgeld, pauschalierter Auslagenersatz, Umzugskosten 

Aufwendungen f. ehrenamtliche Tätigkeit, z.B. Sitzungsgelder, Wahlhelferentschädigung 

Geschäftsaufwand, Steuern, Versicherungen, Schadensfälle, Erstattungen f. Aufwendungen Dritter,  

Bußgelder, Zuführungen zu Rückstellungen 

ILV 

Interne LeistungsVerrechnung zwischen einzelnen Produkten (z.Zt. nur Reinigungsdienst und Bauhof). Dies 

sind Leistungen, die nur für den internen Verbrauch in der Verwaltung erzeugt werden. 

Cash-Flow 

Saldo aus Ein- und Auszahlungen (Veränderung des Zahlungsmittelbestandes) 

Einzahlungen 

Zufluss an Zahlungsmitteln (Bargeld, Schecks, auf Bankkonten) 

Auszahlungen 

Abfluss an Zahlungsmitteln (Bargeld, Schecks, von Bankkonten) 

 

Weitere sehr differenzierte Erläuterungen unter: 

www.steuerzahler-niedersachsen-bremen.de/Kommunal-Lexikon/452b177/index.html 

www.haushaltssteuerung.de/lexikon-e.html 

 

 

http://www.steuerzahler-niedersachsen-bremen.de/Kommunal-Lexikon/452b177/index.html
http://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-e.html
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Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Verkehr 

21.07.2016 Anhörung 

 
 

1. Halbjahresbericht 2016, Amt für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr 
 
 
Das Amt 60 (Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr) stellt den anhängenden 1. Halbjahres-
bericht 2016 vor. Die Berichte wurden auf der Datengrundlage vom 02.06.2016 erstellt. 
 
In der Sitzung können Erläuterungen zum Bericht gegeben werden. 
 
Anlage: 
1. Halbjahresbericht 2016 – Amt 60 

Ö  7
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SCHLAGZEILEN 

Grundlegende Anmerkungen des Fachbereichs Finanzsteuerung 

Zur Vermeidung einer Verzögerung der Berichtspräsentationen in den Ausschüssen durch die Sitzungspause im 

Sommer wird der 1. Halbjahresbericht 2016 lediglich die IST-Zahlen aus fünf Monaten beinhalten und jeweils 

bereits in der letzten Ausschusssitzung vor der Sommerpause präsentiert. 

Die Prognose der bilanziellen Abschreibungen ist gegenüber der ursprünglichen Planung erhöht worden, da 

aufgrund der durchgeführten Jahresabschlussarbeiten aktuellere Schätzwerte vorliegen. 

FB 601, Planung 

 Abschluss verschiedener Bebauungsplanverfahren für die Entwicklung neuer Wohnbauflächen 
bzw. Wohnbauflächen der Innenentwicklung 
> B 294 Deckerberg, B 300 westlich Lawaetzstraße, B 301 Aspelohe, B 308 Königsberger Straße, B 
282 Kreuzweg, B 297 westlich Moorbekstraße 

 Entwicklung bzw. Weiterführung verschiedener Bebauungspläne für neue Wohnbauflächen, 
- Öffentlichkeitsbeteiligungen zu B 157, 3. Änderung Stadtwerke, B 314 Rüsternweg/Ulzburger 

Straße, B 293 Westlich Friedrichsgaber Weg, B 110, 21. Änderung Harskheider Markt 

 Mitwirkung am Investorenauswahlverfahren B 291 Buckhörner Moor/ Entscheidung 

 Mitwirkung am Bauträgerverfahren B 300 westlich Lawaetzstraße 

 Vorbereitung der Öffentlichkeitsbeteiligung zum Wohngebiet Glashütter Damm 

 Bürgerforum zur „grüne heyde“  im Rahmenplanverfahren „Wohnbauflächen Mühlenweg“ 

 Wiederaufnahme B-Plan-Verfahren B 275 Beckmann 

 Beratungen zum Bildungshaus 

 
FB 602, Natur und Landschaft 

 Beschluss zur Baumschutzsatzung 

 Fortentwicklung von Grünflächen/ Umsetzung von Parkpflegewerken: 
> Baubeginn des 2. Bauabschnittes Moorbekpark und des 1. Bauabschnittes Ossenmoorpark 
Fertigstellung der Grünzüge Kielortring und Müllerstraße 

 Fortentwicklung/ Neubau von Spielplätzen: 
> Planung Spielplatz Ossenmoorpark und Spielorte Nomi-Park, Fertigstellung 
Wichtelbaustelle und Eisvogelweg 

 Gestaltung der Außenanlagen der Notunterkünfte 
> Lawaetzstraße, Schützenwall, Fadens Tannen und Harkshörner Weg 

 Planung und Durchführung der Sanierung von Kita-Spielbereichen:  
> Kita Storchengang, Kita Pellworminsel, Kita Tannenhof, Kita Glockenheide 

 Planung Sanierung Schulhöfe / Schulsportanalgen: 
> OGGS Glashütte Müllerstraße, Grundschule Glashütte Süd, Willy-Brandt-Schule 

 Verlegung Hundewiese Moorweg: Abschluss Neubau Standort Stonsdorfer Weg 

 Glashütter Markt – Urban-Gardening-Projekt 

 Betreuung der grünordnerischen Fachplanung zu diversen Bauleitplanverfahren (u.a. B-Plan 
110, 294, 297, 282, 302, 310, 311 und 314) sowie 11. F-Plan-Änderung 

 Straßenraumbegrünung- Horst-Embacher-Allee 

 Fachliche Begleitung von städtebaulichen Wettbewerbsverfahren (u.a. Wohnungsbau am 
Buckhörner Moor, Frederikspark) 

 Durchführung Baumschenkungsaktion 2016 
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FB 604, Verkehrsflächen, Entwässerung und Liegenschaften 

 Baubeginn Segeberger Chaussee 

 Baubeginn Hummelsbütteler Steindamm 

 Endausbau Horst-Embacher-Allee  

 Wiederbesetzung Verkehrsplanerstelle (AG-Rad) zum 02.05. 
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ERGEBNIS- UND FINANZRECHNUNG 

ÜBERBLICK ÜBER DAS ERGEBNISBUDGET 

  

 

Ergebnis 6000 Amt für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 6.919,5 5.540,4 -1.379,1 4.721,6 5.077,7 5.077,7 356,1

Personalaufwendungen 2.092,0 2.097,9 5,9 2.238,0 2.219,7 2.219,7 -18,3

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 2.572,8 2.183,3 -389,5 2.850,5 2.409,4 213,0 2.622,4 -228,1

bilanzielle Abschreibungen 5.102,4 5.102,5 0,1 4.468,5 5.229,1 5.229,1 760,6

Transferaufwendungen 1.228,5 1.410,7 182,2 1.384,3 1.363,5 1.363,5 -20,8

sonst. ordentl. Aufwendungen 613,1 546,2 -66,9 928,9 513,9 423,2 937,1 8,2

- ordentliche Aufwendungen 11.608,8 11.340,7 -268,1 11.870,2 11.735,5 636,2 12.371,8 501,6

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. -4.689,3 -5.800,3 -1.111,0 -7.148,6 -6.657,9 -636,2 -7.294,1 -145,5

+ Finanzergebnis -1.574,5 -1.000,0 574,5 -1.000,0 -1.000,0 -1.000,0

= ordentliches Ergebnis -6.263,8 -6.800,3 -536,5 -8.148,6 -7.657,9 -636,2 -8.294,1 -145,5

+ a.o. Ergebnis 12,0 786,0 774,0

= Ergebnis vor ILV -6.251,8 -6.014,2 237,6 -8.148,6 -7.657,9 -636,2 -8.294,1 -145,5

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV 3.461,8 3.461,8 3.423,5 3.423,5 3.423,5

= Ergebnis -9.713,6 -9.476,0 237,6 -11.572,1 -11.081,4 -636,2 -11.717,6 -145,5

Aufwandsdeckungsgrad [%] 59,61 48,85 -10,75 39,78 43,27 43,27 3,49

KOMMENTAR 
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Ergebnisübersicht 6000 2016
Werte in T€

Plan Prognose Aufträge Prognose
+ Aufträge

abs. Diff.

11109 Liegenschaften -337,2 81,6 -22,6 59,0 396,2

51110 räumliche Planungs- u. Entwicklungsmaßnahmen -1.598,7 -1.129,9 -419,8 -1.549,7 49,0

53830 Regenwasserbeseitigung -1.062,9 -1.153,6 -52,9 -1.206,5 -143,6

54100 Gemeindestraßen -5.251,2 -5.713,1 -32,9 -5.745,9 -494,7

54200 Kreisstraßen -1,1 -1,1 -1,1

54300 Landesstraßen -27,4 -27,4 -27,4

54400 Bundesstraßen 226,8 220,5 220,5 -6,3

54700 ÖPNV -448,2 -446,2 -446,2 2,0

54800 Industriestammgleis -38,8 -37,6 -37,6 1,2

55100 öffentliches Grün / Landschaftsbau -2.753,5 -2.607,2 -108,0 -2.715,1 38,4

55200 öffentliche Gewässer / wasserbaul. Anlagen -265,7 -260,3 -260,3 5,4

55500 Land- u. Forstwirtschaft -14,2 -7,2 -7,2 7,0

6000 Amt für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr -11.572,1 -11.081,4 -636,2 -11.717,6 -145,5

KOMMENTAR 
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ÜBERBLICK ÜBER DAS INVESTIVE FINANZBUDGET 

  

 

Investive Finanzkonten 6000 Amt für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr 2016

Werte in T€

Plan 2016

 

Reste Vj.

 

Gesamt 2016

 

Ist Auf träge Ist + Auf träge

Einzahlungen a. Inv estitionstätigkeit 620,0 2.860,9 3.480,9 940,0 940,0

Ausz. v .  Zuw. u. Zusch. f ür Inv estitionen u. Inv estitionsf örderungsmaßnahmen 15,0 15,0

Auszahlungen f ür den Erwerb v on Grundstücken und Gebäuden 1.396,0 179,9 1.575,9 80,8 15,3 96,1

785100 Auszahlungen aus Hochbaumaßnahmen 8,8 8,8

785200 Auszahlungen aus Tief baumaßnahmen 2,4 2,4

785204 Geh- / Radweg Segeberger Ch. östl. Poppenbütteler Str. 250,0 140,9 390,9 40,8 320,5 361,3

785207 Regenwasserkanäle 300,0 102,9 402,9 364,5 364,5

785209 Hummelsbütteler Steindamm 670,0 670,0 21,9 694,7 716,6

785210 Hof weg 6,5 6,5 6,5 6,5

785212 Ausbau Op de Hütt 57,2 57,2 30,7 6,8 37,5

785213 Müllerstr. zwischen Trav estr/ Segeberger Chaussee 35,0 35,0

785220 Planung / Bau Verlängerung O.- und W.-Straße 615,6 615,6 104,1 552,9 657,0

785226 Garstedter Dreieck 525,0 1.095,6 1.620,6 59,8 997,5 1.057,3

785231 Baukosten Knoten Ochsenzoll 24,0 24,0 116,5 116,5

785233 Straßenbeleuchtung 25,0 12,0 37,0 12,4 12,4

785234 Sanierung Straßenbeleuchtung LED 180,0 93,4 273,4 94,0 69,2 163,2

785237 Baumaßnahmen ÖPNV 25,0 25,0

785238 LAP-Inv estitionen 150,0 150,0

785240 B 277, Verlegung Poppenbütteler Straße 500,0 197,4 697,4 83,8 169,3 253,1

785243 Knoten Ochsenzoller Str. / Berliner Allee 496,0 54,3 550,3 54,3 54,3

785244 Knoten Friedrich-Ebert-Str. / Friedrichsgaber Weg 530,0 36,0 566,0 36,0 36,0

785245 Langer Kamp 429,7 429,7 15,2 21,9 37,1

785249 Wilstedter Weg 75,0 75,0 92,2 92,2

785258 Auszahlungen TB-Inv estitionen 900,0 410,0 1.310,0 10,2 208,4 218,6

785259 Verkehrsberuhigung Birkenweg 48,6 48,6 6,9 41,7 48,6

785266 Auszahlungen aus Tief baumaßnahmen beitragsf ähige Maßnahmen Bauhof 450,0 74,2 524,2 47,7 123,5 171,2

785268 Knoten Achternf elde/ Ochsenzoller Str. 50,0 47,0 97,0 3,7 3,7

785269 Kreisel Rantzauer Forstweg 0,2 0,2 0,2 0,2

785270 Ausbau Alte Landstraße 39,1 39,1 3,0 35,8 38,7

Kommentare siehe Seite 8 
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Investive Finanzkonten 6000 Amt für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr 2016

Werte in T€

Plan 2016

 

Reste Vj.

 

Gesamt 2016

 

Ist Auf träge Ist + Auf träge

785271 Ohechaussee 5. BA 16,7 16,7 16,7 16,7

785273 Geh- u.Radweg Umspannwerk bis Haslohf urth 0,1 0,1 0,1 0,1

785274 Lichtsignalanlagen 46,0 53,2 99,2 16,3 36,9 53,2

785276 Querungshilf e Tangstedter Landstraße Fußv erkehrskonzept 100,0 100,0

785300 Auszahlungen aus sonstigen Baumaßnahmen 120,0 141,5 261,5 13,9 13,4 27,3

785302 Baumaßnahme Ossenmoorpark 245,0 346,7 591,7 2,2 320,0 322,2

785305 Baumaßnahme Sport- u. Freizeitpark NoMi 51,0 51,0

785306 Umweltprojekt grünes Leit- sy stem Themenwege 85,0 71,4 156,4 18,8 18,8

785307 Umspannwerk/Schleswiger Hagen 34,2 34,2 5,6 5,6

785311 Ossenmoorpark / Schosterredder 60,0 60,0 0,3 0,3

785313 Herstellung Grün- und Spielf lächen im B 243 3,0 25,0 28,0 17,7 8,2 25,9

785316 O.W.Str. Kleingärten 80,9 80,9 81,8 81,8

785326 Grünzug B 235 Kielortring 136,0 30,7 166,7 13,8 39,0 52,8

785327 Bau Moorbekpark 575,0 289,2 864,2 9,2 62,4 71,6

785331 Auszahlungen aus sonstigen Baumaßnahmen Schmuggelstieg Park 4,0 55,3 59,3 1,8 1,8

785336 Ausz. Spielplatz 3096 Glashütter Markt 20,0 20,0

Auszahlungen f ür Baumaßnahmen 5.876,0 5.359,6 11.235,6 825,6 4.310,3 5.135,9

Auszahlungen aus Inv estitionstätigkeit (inkl bewegl. Vermögen) 7.472,0 5.651,4 13.123,4 999,6 4.325,7 5.325,3

Saldo aus Inv estitionstätigkeit (Einzahlungen - Auszahlungen) -6.852,0 -2.790,5 -9.642,5 -59,6 -4.325,7 -4.385,3

Kommentare siehe Seite 8 
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KOMMENTARE ZU INVESTIVEN FINANZKONTEN   
 
Einzahlungen aus Investitionstätigkeit: Es handelt sich in erster Linie um Beiträge sowie 158 T€ Restzahlung GVFG für die Oadby-and-Wigston-Straße 
 
Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden: Neben mehreren allgemeinen Ansätzen im bei Liegenschaften, Gemeindestraßen und Grünflächen sind hier vor allem die 
Grunderwerbskosten für die öffentlichen Flächen im B-280 Garstedter Dreieck mit ca. 750.000 Euro zu nennen.  
 
785209: Hummelsbütteler Steindamm: Der Anteil des Kreises mit ca. 500.000 Euro ist hier noch unberücksichtigt.  
 
785226: Garstedter Dreieck neben dem bereits vergebenen Endausbau der Straßen sind hier noch Beleuchtung, Spielplätze und Begrünung zu beauftragen.  
 
785238: Umsetzung des Lkw Lenkungskonzeptes: Ausschreibung ist in Vorbereitung 
 
785243: Knoten Berliner Allee/Ochsenzoller Str. in Planung. 
 
785244: Knoten Friedrich-Ebert-Str./Friedrichsgaber Weg: Es werden noch weiterer Grunderwerbsverhandlungen geführt. Die Ausführung muss auf Grund der Umleitung für den A 7 Ausbau 
(Brückenabriss) zurück gestellt werden.  
 
785266: Beitragsfähige Maßnahmen Betriebsamt: laut Auskunft des Betriebsamtes sind noch Gehwegausbauten in folgenden Straßen vorgesehen: Falkenkamp, Am Tarpenufer, Breslauer Straße, 
Görlitzer Weg, Liegnitzer Str., Waldenburger Kehre. 
 
785268: Knoten Ochsenzoller Str./Achternfelde Ausschreibung für die Planung läuft.  
 
785300: Überarbeitung Bolzplatz Glockenheide und Ersatz von 4 Fußwegebrücken (ca. 140.000 €) projektbedingt auf Herbst 2016 zurückgestellt. Weitere Maßnahmen (ca. 70.000 €) für Herbst 2016 
geplant. 
 
785302 Ossenmoorpark: Park (Bauabschnitt (BA) 1.1) im Bau, Spielplatz (BA 1.2, ca. 120.000 €) in der Ausschreibung, 2. BA Planung voraussichtlich Ende 2016. 
 
785305 Sport- und Freizeitpark NoMi: Maßnahme folgt im Zuge der 11. F-Plan-Änderung/B-Plan-Aufstellung. 
 
785306 Rundwege: Wegebau in Planung, Ausführung für Herbst 2016 vorgesehen. 
 
785307 Radweg am Umspannwerk: Durchführung erst nach Grundstücksklärung möglich. 
 
785311 Lückenschluss Rundweg im Alsterland/Müllerstraße: Umsetzung im Herbst 2016 vorgesehen. 
 
785326 Spielplatz Kielortring: Abschluss des 1. BA Grünfläche im Juni 2016, Ausführung 2. BA Spielplatz (ca. 100.000 €) Herbst 2016 geplant. 
 
785327 Moorbekpark: 2. BA ist in der Bauphase (Ist + Aufträge 15.06.2016: ca. 480.000 €), weitere Teilabschnitte (Beleuchtungskonzept) in Planung, Planung 3. BA ab Herbst 2016. 
 
785331 Schmuggelpark: Brückensanierung für Ende 2016 geplant. 
 
785336 Glashütter Markt: Beteiligungsverfahren zur Spielplatzplanung für Herbst 2016 geplant. 
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DIFFERENZIERTE JAHRESERGEBNISSE 

  

Ergebnis 11109 Liegenschaften 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 1.414,4 455,8 -958,6 211,1 640,9 640,9 429,8

Personalaufwendungen 183,6 175,0 -8,6 186,3 192,9 192,9 6,6

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 98,1 55,8 -42,3 98,4 101,0 22,6 123,6 25,2

bilanzielle Abschreibungen 176,9 176,9 252,1 253,5 253,5 1,4

Transferaufwendungen 6,6 13,5 6,9 6,6 6,6 6,6

sonst. ordentl. Aufwendungen 0,5 0,4 -0,1 0,3 0,3 0,3

- ordentliche Aufwendungen 465,7 421,4 -44,3 543,4 554,4 22,6 577,0 33,6

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. 948,7 34,3 -914,4 -332,3 86,5 -22,6 63,9 396,2

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis 948,7 34,3 -914,4 -332,3 86,5 -22,6 63,9 396,2

+ a.o. Ergebnis 786,0 786,0

= Ergebnis vor ILV 948,7 820,4 -128,3 -332,3 86,5 -22,6 63,9 396,2

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV 5,0 5,0 4,9 4,9 4,9

= Ergebnis 943,7 815,4 -128,3 -337,2 81,6 -22,6 59,0 396,2

Aufwandsdeckungsgrad [%] 303,71 108,15 -195,56 38,85 115,60 115,60 76,75

KOMMENTAR 

Ordentliche Erträge: Mehreinnahmen durch Grundstücksverkauf im B-Plan 294, Fadens Tannen. 
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Ergebnis 51110 räumliche Planungs- u. Entwicklungsmaßnahmen 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 1.649,4 1.076,0 -573,4 1.305,0 1.303,1 1.303,1 -1,9

Personalaufwendungen 930,4 821,3 -109,1 1.011,5 995,9 995,9 -15,6

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 19,3 15,2 -4,1 20,8 16,3 1,8 18,1 -2,7

bilanzielle Abschreibungen

Transferaufwendungen 44,5 44,5

sonst. ordentl. Aufwendungen 609,3 288,5 -320,8 871,4 420,8 418,0 838,8 -32,6

- ordentliche Aufwendungen 1.559,0 1.169,5 -389,5 1.903,7 1.433,0 419,8 1.852,8 -50,9

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. 90,4 -93,5 -183,9 -598,7 -129,9 -419,8 -549,7 49,0

+ Finanzergebnis -1.574,5 -1.000,0 574,5 -1.000,0 -1.000,0 -1.000,0

= ordentliches Ergebnis -1.484,1 -1.093,5 390,6 -1.598,7 -1.129,9 -419,8 -1.549,7 49,0

+ a.o. Ergebnis

= Ergebnis vor ILV -1.484,1 -1.093,5 390,6 -1.598,7 -1.129,9 -419,8 -1.549,7 49,0

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV

= Ergebnis -1.484,1 -1.093,5 390,6 -1.598,7 -1.129,9 -419,8 -1.549,7 49,0

Aufwandsdeckungsgrad [%] 105,80 92,01 -13,79 68,55 90,94 90,94 22,39

KOMMENTAR 
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Ergebnis 53830 Regenwasserbeseitigung 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 4,7 8,9 4,2 343,3 346,9 346,9 3,6

Personalaufwendungen 38,5 43,1 4,6 39,4 41,0 41,0 1,6

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 167,8 127,3 -40,5 165,3 122,7 52,9 175,7 10,4

bilanzielle Abschreibungen 574,4 574,4 780,4 928,6 928,6 148,2

Transferaufwendungen 33,5 30,8 -2,7 31,0 18,1 18,1 -12,9

sonst. ordentl. Aufwendungen

- ordentliche Aufwendungen 814,2 775,6 -38,6 1.016,1 1.110,3 52,9 1.163,3 147,2

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. -809,5 -766,6 42,9 -672,8 -763,5 -52,9 -816,4 -143,6

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis -809,5 -766,6 42,9 -672,8 -763,5 -52,9 -816,4 -143,6

+ a.o. Ergebnis

= Ergebnis vor ILV -809,5 -766,6 42,9 -672,8 -763,5 -52,9 -816,4 -143,6

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV 390,0 390,0 390,1 390,1 390,1

= Ergebnis -1.199,5 -1.156,6 42,9 -1.062,9 -1.153,6 -52,9 -1.206,5 -143,6

Aufwandsdeckungsgrad [%] 0,58 1,15 0,58 33,79 31,24 31,24 -2,55

KOMMENTAR 
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Ergebnis 54100 Gemeindestraßen 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 2.633,8 2.698,6 64,8 1.760,7 1.742,4 1.742,4 -18,3

Personalaufwendungen 559,4 609,4 50,0 572,4 567,5 567,5 -4,9

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 1.554,0 1.661,0 107,0 1.829,0 1.660,6 27,6 1.688,3 -140,7

bilanzielle Abschreibungen 4.120,3 4.120,4 0,1 3.020,2 3.593,4 3.593,4 573,2

Transferaufwendungen

sonst. ordentl. Aufwendungen 1,1 58,8 57,7 36,1 79,8 5,2 85,0 48,9

- ordentliche Aufwendungen 6.234,8 6.449,7 214,9 5.457,7 5.901,3 32,9 5.934,1 476,4

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. -3.601,0 -3.751,1 -150,1 -3.697,0 -4.158,9 -32,9 -4.191,7 -494,7

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis -3.601,0 -3.751,1 -150,1 -3.697,0 -4.158,9 -32,9 -4.191,7 -494,7

+ a.o. Ergebnis 12,0 -12,0

= Ergebnis vor ILV -3.589,0 -3.751,1 -162,1 -3.697,0 -4.158,9 -32,9 -4.191,7 -494,7

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV 1.573,9 1.573,9 1.554,2 1.554,2 1.554,2

= Ergebnis -5.162,9 -5.325,0 -162,1 -5.251,2 -5.713,1 -32,9 -5.745,9 -494,7

Aufwandsdeckungsgrad [%] 42,24 41,84 -0,40 32,26 29,53 29,53 -2,74

KOMMENTAR 

Inwieweit die prognostizierten Minderausgaben bei den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

eintreten werden ist fraglich, da die Rechnungen für die Unterhaltung der Straßenbeleuchtung, die den 

wesentlichen Teil des Aufwandes ausmacht, immer erst mit Verzögerung eintreffen.  
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Ergebnis 54400 Bundesstraßen 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 414,5 414,9 0,4 335,6 335,6 335,6

Personalaufwendungen 14,3 11,0 -3,3 14,5 13,7 13,7 -0,8

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 250,0 -250,0

bilanzielle Abschreibungen 61,7 61,7 94,3 101,4 101,4 7,1

Transferaufwendungen

sonst. ordentl. Aufwendungen

- ordentliche Aufwendungen 326,0 72,7 -253,3 108,8 115,1 115,1 6,3

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. 88,5 342,2 253,7 226,8 220,5 220,5 -6,3

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis 88,5 342,2 253,7 226,8 220,5 220,5 -6,3

+ a.o. Ergebnis

= Ergebnis vor ILV 88,5 342,2 253,7 226,8 220,5 220,5 -6,3

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV

= Ergebnis 88,5 342,2 253,7 226,8 220,5 220,5 -6,3

Aufwandsdeckungsgrad [%] 127,15 570,38 443,23 308,46 291,61 291,61 -16,85

KOMMENTAR 
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Ergebnis 54700 ÖPNV 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 740,0 794,2 54,2 544,0 544,0 544,0

Personalaufwendungen 3,6 3,9 0,3 3,6 4,1 4,1 0,5

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 6,9 -6,9 6,4 3,7 3,7 -2,7

bilanzielle Abschreibungen 1,4 1,4 132,2 132,4 132,4 0,2

Transferaufwendungen 749,5 829,7 80,2 850,0 850,0 850,0

sonst. ordentl. Aufwendungen 198,0 198,0

- ordentliche Aufwendungen 761,4 1.033,0 271,6 992,2 990,2 990,2 -2,0

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. -21,4 -238,8 -217,4 -448,2 -446,2 -446,2 2,0

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis -21,4 -238,8 -217,4 -448,2 -446,2 -446,2 2,0

+ a.o. Ergebnis

= Ergebnis vor ILV -21,4 -238,8 -217,4 -448,2 -446,2 -446,2 2,0

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV

= Ergebnis -21,4 -238,8 -217,4 -448,2 -446,2 -446,2 2,0

Aufwandsdeckungsgrad [%] 97,19 76,88 -20,31 54,83 54,94 54,94 0,11

KOMMENTAR 

Transferaufwendungen: Zahlungen an den Kreis und die VGN für die die diversen ÖPNV Verbesserungen. 

Zwischenzeitlich wurden ca. 930.000,- Euro in Rechnung gestellt.  

715.000 € an den Kreis für Verbesserungen im Busverkehr 

66.000 € an die VGN für die Aufhebung der Zahlgrenzen 

150.000 € an die VGN für Taktverdichtung U 1 
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Ergebnis 54800 Industriestammgleis 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 50,4 62,1 11,7 60,4 60,2 60,2 -0,2

Personalaufwendungen 1,4 -1,4 1,2 0,7 0,7 -0,5

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 118,8 117,3 -1,5 97,5 96,5 96,5 -1,0

bilanzielle Abschreibungen 0,5 0,5 0,5 0,6 0,6 0,1

Transferaufwendungen

sonst. ordentl. Aufwendungen

- ordentliche Aufwendungen 120,7 117,8 -2,9 99,2 97,8 97,8 -1,4

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. -70,3 -55,7 14,6 -38,8 -37,6 -37,6 1,2

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis -70,3 -55,7 14,6 -38,8 -37,6 -37,6 1,2

+ a.o. Ergebnis

= Ergebnis vor ILV -70,3 -55,7 14,6 -38,8 -37,6 -37,6 1,2

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV

= Ergebnis -70,3 -55,7 14,6 -38,8 -37,6 -37,6 1,2

Aufwandsdeckungsgrad [%] 41,76 52,73 10,97 60,89 61,60 61,60 0,71

KOMMENTAR 
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Ergebnis 55100 öffentliches Grün / Landschaftsbau 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 5,0 23,5 18,5 153,7 89,7 89,7 -64,0

Personalaufwendungen 337,6 408,7 71,1 387,8 380,0 380,0 -7,8

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 312,9 166,0 -146,9 588,1 363,7 108,0 471,7 -116,4

bilanzielle Abschreibungen 55,4 55,4 159,5 189,7 189,7 30,2

Transferaufwendungen 383,9 447,1 63,2 439,7 439,7 439,7

sonst. ordentl. Aufwendungen 1,0 0,1 -0,9 20,1 11,8 11,8 -8,3

- ordentliche Aufwendungen 1.090,8 1.077,3 -13,5 1.595,2 1.384,8 108,0 1.492,8 -102,4

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. -1.085,8 -1.053,8 32,0 -1.441,5 -1.295,2 -108,0 -1.403,1 38,4

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis -1.085,8 -1.053,8 32,0 -1.441,5 -1.295,2 -108,0 -1.403,1 38,4

+ a.o. Ergebnis

= Ergebnis vor ILV -1.085,8 -1.053,8 32,0 -1.441,5 -1.295,2 -108,0 -1.403,1 38,4

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV 1.328,6 1.328,6 1.312,0 1.312,0 1.312,0

= Ergebnis -2.414,4 -2.382,4 32,0 -2.753,5 -2.607,2 -108,0 -2.715,1 38,4

Aufwandsdeckungsgrad [%] 0,46 2,18 1,72 9,64 6,47 6,47 -3,16

KOMMENTAR 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
Fortführung verschiedener Grünordnungspläne. 
Durchführung Verkehrssicherung an Bäumen (u.a. in Kleingartenvereinen) und Naturdenkmälern ab Oktober 
2016. 
 
 
Transferaufwendungen 
Stadtpark und Baumschenkungsaktion. 
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Ergebnis 55200 öffentliche Gewässer / wasserbaul. Anlagen 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 5,0 3,2 -1,8 5,5 3,2 3,2 -2,3

Personalaufwendungen 7,6 6,5 -1,1 6,1 6,3 6,3 0,2

A. f. Sach- u. Dienstleistungen 45,0 40,7 -4,3 45,0 44,9 44,9 -0,1

bilanzielle Abschreibungen 110,5 110,5 0,8 1,0 1,0 0,2

Transferaufwendungen 55,0 45,2 -9,8 57,0 49,1 49,1 -7,9

sonst. ordentl. Aufwendungen

- ordentliche Aufwendungen 218,1 202,9 -15,2 108,9 101,2 101,2 -7,7

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. -213,1 -199,7 13,4 -103,4 -98,0 -98,0 5,4

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis -213,1 -199,7 13,4 -103,4 -98,0 -98,0 5,4

+ a.o. Ergebnis

= Ergebnis vor ILV -213,1 -199,7 13,4 -103,4 -98,0 -98,0 5,4

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV 164,3 164,3 162,3 162,3 162,3

= Ergebnis -377,4 -364,0 13,4 -265,7 -260,3 -260,3 5,4

Aufwandsdeckungsgrad [%] 2,29 1,60 -0,70 5,05 3,17 3,17 -1,88

KOMMENTAR 
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Ergebnis 55500 Land- u. Forstwirtschaft 2016
Werte in T€

Vorjahr 2016 

Position Plan Ist abs. Diff. Plan Progn. Aufträge Progn.

+ Auftr.

abs. Diff.

ordentliche Erträge 2,3 3,0 0,7 2,3 11,7 11,7 9,4

Personalaufwendungen 15,6 18,9 3,3 15,2 17,7 17,7 2,5

A. f. Sach- u. Dienstleistungen

bilanzielle Abschreibungen

Transferaufwendungen

sonst. ordentl. Aufwendungen 1,2 0,4 -0,8 1,3 1,2 1,2 -0,1

- ordentliche Aufwendungen 16,8 19,3 2,5 16,5 18,9 18,9 2,4

= Ergebnis d. laufenden Verwaltungstätigk. -14,5 -16,3 -1,8 -14,2 -7,2 -7,2 7,0

+ Finanzergebnis

= ordentliches Ergebnis -14,5 -16,3 -1,8 -14,2 -7,2 -7,2 7,0

+ a.o. Ergebnis

= Ergebnis vor ILV -14,5 -16,3 -1,8 -14,2 -7,2 -7,2 7,0

+ Erträge aus ILV

- Aufwendungen aus ILV

= Ergebnis -14,5 -16,3 -1,8 -14,2 -7,2 -7,2 7,0

Aufwandsdeckungsgrad [%] 13,69 15,79 2,10 13,94 62,13 62,13 48,19

KOMMENTAR 

Erträge 
Durchforstungsabwicklung Erträge von der Forstbetriebsgemeinschaft Segeberg 
 
Sonst. ordentl. Aufwendungen: 
Mitgliedbeiträge Forstbetriebsgemeinschaft (FBG) 
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GLOSSAR 

Schlagzeilen 

Ereignisse, die für die Haushaltsentwicklung eine wesentliche Rolle spielen oder für die Produktentwicklung 

von besonderer Bedeutung sind 

SIV 

Soll-Ist-Vergleich zwischen geplanten Werten (Soll) und den tatsächlich erreichten, bzw. im Forecast 

prognostizierten Werten (Ist). Auf dem Vergleich der Werte basieren Abweichungsanalysen. 

Plan 

Aktuelle Werte aus dem Haushaltsplan (auf dem jeweiligen Nachtragsniveau) 

Ist 

Werte, die tatsächlich bis zum Stichtag des Berichts gebucht worden sind 

Forecast 

Ziel: realistische Prognose der Werte zum Jahresende. Vorschau auf das Jahresende unter Einbezug der 

schon gebuchten Istwerte. Für die restlichen Monate wird davon ausgegangen, dass die monatlichen 

Planwerte erreicht werden, es sei denn, es ist bereits eine andere Entwicklung bekannt. Dann wird sie 

anstelle der Planwerte für die Zukunft berücksichtigt. 

Zuwendungsertragsquote 

Anteil der Erträge aus Zuwendungen für laufende Zwecke an den gesamten ordentlichen Erträgen (ohne 

außerordentliche und Finanzerträge) 

Aufwandsdeckungsgrad 

Verhältnis von ordentlichen Erträgen zu ordentlichen Aufwendungen. Durch die Kennzahl wird angegeben, 

in welchem Maße die Erträge aus dem ordentlichen Geschäft die dort entstandenen Aufwände decken 

können. Fachbereiche, deren Aufwandsdeckungsgrad unter 100% liegt, benötigen allgemeine 

Deckungsmittel aus Steuern zur Finanzierung des Restdefizits. 

Personalintensität 

Anteil des Personalaufwands am ordentlichen Aufwand. Je höher der Wert ist, desto personalintensiver ist 

die Arbeit im jeweiligen Fachbereich. 

VZÄ 

Vollzeitstellenäquivalente; Beispiel: eine volle Stelle entspricht 1 VZÄ, eine halbe Stelle 0,5 VZÄ 

Mittlerer monatlicher Personalaufwand / VZÄ 

Gesamter Personalaufwand des Jahres geteilt durch die durchschnittlich besetzte Stellenanzahl des Jahres. 

Die Kennzahl erlaubt keine Rückschlüsse auf Gehälter, da sie den gesamten Personalaufwand des 

Arbeitgebers berücksichtigt, inklusive Arbeitgeberanteilen zu Sozialabgaben, Rückstellungen etc. 
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Ertrag 

Wertanstieg der Verwaltung (erhöht das Eigenkapital): 

Steuern u. ähnliche Abgaben 

Steuerarten, Familienleistungsausgleich 

Zuwendungen u. allgemeine Umlagen 

Schlüsselzuweisungen, Fehlbetragszuweisungen, Zuweisungen u. Zuschüsse für laufende Zwecke, 

Erträge aus Auflösung v. Sonderposten für Zuweisungen u. Zuschüsse, aufgabenbezogene 

Leistungsbeteiligungen im Sozialbereich 

sonstige Transfererträge 

z.B. Leistungen v. Sozialleistungsträgern u. Pflegeversicherungsträgern, privaten Personen als 

Aufwendungsersatz oder Kostenbeitrag 

öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 

Gebühren, Erträge aus Auflösung v. Sonderposten für Beiträge und Gebührenausgleich 

privatrechtliche Leistungsentgelte 

z.B. Mieten, Pachten, Verkauf von Vorräten wie Drucksachen etc., Ersatz für Schadensfälle  

Kostenerstattungen u. Kostenumlagen 

Kostenerstattungen und Umlagen wie Schulkostenbeiträge, Verwaltungskostenerstattung von 

Eigenbetrieben 

sonstige ordentliche Erträge 

z.B. Konzessionsabgaben, Erträge aus Verkauf von Vermögensgegenständen, Bußgelder, 

Säumniszuschläge, Verzinsung von Steuernachforderungen, Erträge aus Auflösung v. sonstigen 

Sonderposten, z.B. Dauergrabpflege, Erträge aus Auflösung oder Herabsetzung von Rückstellungen, 

Erträge aus Zuschreibungen  

Aufwand 

Werteverbrauch durch die Verwaltung (verringert das Eigenkapital): 

Personalaufwendungen 

Direkte Bezüge der Beschäftigten, Beiträge zu Versorgungskassen u. der gesetzlichen 

Sozialversicherung, Beihilfen, Zuführungen zu Pensions-, Altersteilzeit- u. Beihilferückstellungen 

Versorgungsaufwendungen 

Wie Personalaufwendungen, aber für ehemalige Beschäftigte 

Aufwendungen f. Sach- und Dienstleistungen 

Unterhaltung von beweglichem und unbeweglichem Vermögen, Mieten u. Pachten, 

Bewirtschaftungsaufwand, Fahrzeughaltung, Materialbeschaffung, Aufwand für Inanspruchnahme von 

Dienstleistungen 
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bilanzielle Abschreibungen 

Abschreibungen auf Sach-, Finanzanlagen und Umlaufvermögen 

Transferaufwendungen 

Zuweisungen u. Zuschüsse für laufende Zwecke, soziale Leistungen an natürliche Personen, 

Gewerbesteuer- und allgemeine Umlagen 

sonstige ordentliche Aufwendungen 

Personalnebenkosten, z.B. Trennungsgeld, pauschalierter Auslagenersatz, Umzugskosten 

Aufwendungen f. ehrenamtliche Tätigkeit, z.B. Sitzungsgelder, Wahlhelferentschädigung 

Geschäftsaufwand, Steuern, Versicherungen, Schadensfälle, Erstattungen f. Aufwendungen Dritter,  

Bußgelder, Zuführungen zu Rückstellungen 

ILV 

Interne LeistungsVerrechnung zwischen einzelnen Produkten (z.Zt. nur Reinigungsdienst und Bauhof). Dies 

sind Leistungen, die nur für den internen Verbrauch in der Verwaltung erzeugt werden. 

Cash-Flow 

Saldo aus Ein- und Auszahlungen (Veränderung des Zahlungsmittelbestandes) 

Einzahlungen 

Zufluss an Zahlungsmitteln (Bargeld, Schecks, auf Bankkonten) 

Auszahlungen 

Abfluss an Zahlungsmitteln (Bargeld, Schecks, von Bankkonten) 

 

Weitere sehr differenzierte Erläuterungen unter: 

www.steuerzahler-niedersachsen-bremen.de/Kommunal-Lexikon/452b177/index.html 

www.haushaltssteuerung.de/lexikon-e.html 

 

 

http://www.steuerzahler-niedersachsen-bremen.de/Kommunal-Lexikon/452b177/index.html
http://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-e.html
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BESCHLUSSVORLAGE 

  Vorlage-Nr.: B 16/0253 

601 - Fachbereich Planung Datum: 05.07.2016 

Bearb.:  Koch, Isabel Tel.: -203  öffentlich 

Az.:  601/Frau Isabel Koch -lo  

 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Verkehr 

21.07.2016 Entscheidung 

 
 

11. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Norderstedt FNP 2020 "Westlich 
Oadby-and-Wigston-Straße" 
Gebiet: Südlich Forst Rantzau, östlich Rantzauer Forstweg, nördlich Flurstück 35/5, 

Flur 07, Gemarkung Garstedt und westlich Oadby-and-Wigston-Straße 
hier: Beschluss zur Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und 

der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Gemäß § 3 Abs.  1 Satz 1 BauGB soll im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 11. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Norderstedt (FNP 2020) "Westlich Oadby-and-
Wigston-Straße", Gebiet: Südlich Forst Rantzau, östlich Rantzauer Forstweg, nördlich Flur-
stück 35/5, Flur 07, Gemarkung Garstedt und westlich Oadby-and-Wigston-Straße (Anla-
ge 1) die öffentliche Unterrichtung und Erörterung über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
der Planung (frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) erfolgen. 
 
Der Vorentwurf der Flächennutzungsplanänderung (Plan und Begründung) vom 28.06.2016 
(Anlage 4 und 5) wird als Grundlage für die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gebilligt.  
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung ist entsprechend den Ziffern 1, 2, 3.1, 4, 6, 7, 8, 9 
und 11 der Anlage 6 dieser Vorlage durchzuführen. 
 
Auf Grund des § 22 GO waren keine/folgende Ausschussmitglieder von der Beratung und 
Beschlussfassung ausgeschlossen; sie waren weder bei der Beratung noch bei der Abstim-
mung anwesend: 
 
 
Sachverhalt 
 
Im Flächennutzungsplan der Stadt Norderstedt (FNP 2020) ist der Bereich westlich der 
Oadby-and-Wigston-Straße auf der Höhe der Rathausallee als Grünfläche mit den Zweckbe-
stimmungen Parkanlage und Bauspiel- und Sportplatz. Der Amphibienschutzbereich ist 
nachrichtlich übernommen. 

Ö  8
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Vor dem Hintergrund der Flüchtlingsproblematik ist es erforderlich, Flächen in Norderstedt 
zur Unterbringung von Flüchtlingen zu entwickeln und zu sichern. Der Standort östlich der 
Oadby-and-Wigston-Straße erfüllt sowohl stadträumlich als auch infrastrukturell die Anforde-
rungen eines Standortes zur Unterbringung von Flüchtlingen in Norderstedt Mitte. Auf einer 
Teilfläche des Plangebiets ist daher die Errichtung von Flüchtlingsunterkünften bereits er-
folgt. Die gesetzlichen Erleichterungen durch die Änderungen des Baugesetzbuches mach-
ten eine Realisierung im planungsrechtlichen Außenbereich heute schon befristet für 3 Jahre 
möglich. Da jedoch davon auszugehen ist, dass der Bedarf längerfristig besteht, soll der 
Standort auch für die Zukunft gesichert werden. Die Darstellung der Fläche wird daher als 
Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Sozialen Zwecken dienende Gebäude und 
Einrichtungen" erfolgen. 
 
Darüber hinaus soll die Flächennutzungsplanänderung den Standort des Bauspielplatzes 
sichern und die Erweiterung für den Waldkindergarten ermöglichen. Der Jugendhilfe-
ausschuss hat in seiner Sitzung am 10.09.2015 (siehe Beschlussvorlage B 15/0376) die 
Erweiterungen der Nutzungen durch die Gruppen des Waldkindergartens auf dem Gelän-
de des Abenteuerspielplatzes ausdrücklich befürwortet. Die Waldkindergartengruppen 
können auf dem Grundstück des Bauspielplatzes selbst, vor allem aber im nahegelegenen 
Wald, unter Aufsicht spielen und entdecken. Die Darstellung der Fläche wird daher als 
Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Bauspielplatz" und „Waldkindergarten“ 
erfolgen. 
 
Die Entwicklung der Flächen zu einem Spiel- und Sportpark für Kinder und Jugendliche 
ergibt sich perspektivisch aus dem Kinderspielplatzbedarfsplan der Stadt. Eine Skateanlage 
und Boule-Bahnen befinden sich bereits im Plangeltungsbereich. Aufgrund der Konfliktträch-
tigkeit solcher Nutzungen (z. B. durch Lärm), bietet sich der Standort östlich der Oadby-and-
Wigston-Straße im besonderen Maße für den Ausbau an. Die Fläche mit der nachrichtlichen 
Übernahme „Amphibienschutzbereich“ im Osten wird ggf. unter Auflagen um Freizeitnutzun-
gen ergänzt. 
 
Zudem soll im Plangebiet ein Blockheizkraftwerk entstehen. Dieses Blockheizkraftwerk 
wird als Fläche für Versorgungsanlagen mit Zweckbestimmung „Fernwärme“ im Flächen-
nutzungsplan dargestellt. 
 
Der Aufstellungsbeschluss für die Flächennutzungsplanänderung wurde in der Sitzung 
des Ausschusses für Stadtentwicklung und Verkehr vom 17.12.2015 gefasst.  Der Gel-
tungsbereich wurde nun zur frühzeitigen Beteiligung nach Osten um ein Grundstück erwei-
tert, um das städtebauliche Konzept der Ansiedlung der Flüchtlingsunterkünfte aufzuneh-
men; dieses hatte sich nach dem Aufstellungsbeschluss noch einmal verändert.  
 
Für das Gebiet wird parallel zur Flächennutzungsplanänderung ein Bebauungsplan aufge-
stellt. Das Plangebiet soll dabei der Unterbringung von Flüchtlingen, aber auch der Ansied-
lung eines Waldkindergartens in Zusammenhang mit dem bereits vorhandenen Bauspielplatz 
dienen. Zudem sollen die bereits realisierten Freizeitnutzungen für Jugendliche am Standort 
gestärkt und weiterentwickelt werden.  
 
Anlagen: 
1. Übersicht mit Darstellung des Plangebiets der 11. Änderung des Flächennutzungsplans 

(Stand: 28.06.2016) 
2. Gebiet der 11. Änderung des Flächennutzungsplans 2020 (Stand: 28.06.2016) 
3. Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan 2020 
4. Planzeichnung der 11. Änderung des Flächennutzungsplans 2020 (Stand: 28.06.2016) 
5. Begründung zur 11. Änderung des Flächennutzungsplans 2020 (Stand: 28.06.2016) 
6. Maßnahmen zur Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
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BESCHLUSSVORLAGE 

  Vorlage-Nr.: B 16/0252 

601 - Fachbereich Planung Datum: 05.07.2016 

Bearb.:  Koch, Isabel Tel.: -203  öffentlich 

Az.:  601/Frau Isabel Koch -lo  

 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Verkehr 

21.07.2016 Entscheidung 

 
 

Bebauungsplan Nr. 316 Norderstedt "Westlich Oadby-and-Wigston-Straße" 
Gebiet: Südlich Forst Rantzau, östlich Rantzauer Forstweg, nördlich und östlich 

Flurstück 38/5, Flur 07, Gemarkung Garstedt und westlich Oadby-and-
Wigston-Straße 

hier: a) Aufstellungsbeschluss  
 b) Beschluss zur Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 

und der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
a) Aufstellungsbeschluss 

 
Gemäß §§ 2 ff. BauGB wird die Aufstellung des Bauleitplanes, Bebauungsplan Nr. 316 
Norderstedt "Westlich Oadby-and-Wigston-Straße", Gebiet: Südlich Forst Rantzau, östlich 
Rantzauer Forstweg, nördlich und östlich Flurstück 38/5, Flur 07, Gemarkung Garstedt 
und westlich Oadby-and-Wigston-Straße beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich ist in der Planzeichnung vom 28.06.2016 festgesetzt (Anlage 2). 
Diese Planzeichnung ist Bestandteil des Beschlusses. 
 
Für das Plangebiet werden folgende Planungsziele angestrebt: 
 

 Entwicklung und Sicherung der Sport- und Spielflächen für Jugendliche sowie der 
Skateanlage 

 Sicherung der Gemeinbedarfsflächen zur Unterbringung von Flüchtlingen 

 Sicherung der Gemeinbedarfsflächen für einen Standort des Waldkindergartens 

 Sicherung der Flächen des Bauspielplatzes 

 Sicherung einer Fläche für Versorgungsanlagen „Blockheizkraftwerk“ 

 Sicherung des Park- und Stellplatzbereichs 
 
Der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 171 Norderstedt, Gebiet: „In der großen Heide“ 
- östl. ehem. Müllberg/westlich Friedrichsgaber Weg wird im überplanten Bereich aufge-
hoben. 
 
Der Flächennutzungsplan ist entsprechend zu ändern. Dies erfolgt im Parallelverfahren. 
 
Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB). 

Ö  9



 
 

Seite 2 / 3 

 
Aufgrund des § 22 GO waren keine/folgende Ausschussmitglieder von der Beratung und 
Abstimmung ausgeschlossen; sie waren weder bei der Beratung noch bei der Abstimmung 
anwesend: ... 
 
 
b) Beschluss zur Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und der Beteili-

gung der Träger öffentlicher Belange 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB soll im Rahmen des Bauleitplanverfahrens Bebauungs-
plan Nr. 316 Norderstedt "Westlich Oadby-and-Wigston-Straße", Gebiet: Südlich Forst 
Rantzau, östlich Rantzauer Forstweg, nördlich und östlich Flurstück 38/5, Flur 07, Gemar-
kung Garstedt und westlich Oadby-and-Wigston-Straße (Anlage 2) die öffentliche Unter-
richtung und Erörterung über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung (frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung) erfolgen. 

 
Der Bebauungsplan-Vorentwurf (Plan und Begründung) vom 28.06.2016 (Anlage 4 und 5) 
wird als Grundlage für die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gebilligt.  
 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung ist entsprechend den Ziffern 1, 2, 3.1, 4, 6, 7, 

8, 9 und 11 der Anlage 6 dieser Vorlage durchzuführen. 
 

Auf Grund des § 22 GO waren keine/folgende Ausschussmitglieder von der Beratung und 
Beschlussfassung ausgeschlossen; sie waren weder bei der Beratung noch bei der Abstim-
mung anwesend: 
 
 
Sachverhalt 
 
Anlass der Planung ist die Absicht, die bestehenden Nutzungen in diesem Bereich planungs-
rechtlich zu sichern und weitere Nutzungen am Standort zu ermöglichen. Es handelt sich, mit 
Ausnahme der Bauten für die Flüchtlingsunterbringung und den Gebäuden von Waldkinder-
garten und Bauspielplatz, überwiegend um Nutzungen unter freiem Himmel. 
 
Die nördlich errichteten Mobilbauten zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbewerbern 
sollen auch über den 3-Jahres-Zeitraum der befristeten Gesetzgebung hinaus am Standort 
gesichert werden, um bei Bedarf zur Verfügung zu stehen. Auch eine spätere Nachnutzung 
der Gebäude ohne unverhältnismäßigen Umbauaufwand für soziale Wohnformen ist denk-
bar. Der bestehende Bauspielplatz soll gesichert und das Grundstück um die Nutzung durch 
Waldkindergartengruppen ergänzt werden. Diese sind auf die Nähe zum Wald angewiesen 
und können auch Teile des Bauspielplatzes zum Spielen und Entdecken nutzen. 
 
Zwischen Mobilbauten und Bauspielplatz besteht eine Skateanlage, die weiter ertüchtigt 
werden soll. Entsprechend ist auch sie planungsrechtlich zu sichern. Der Spiel- und Sport-
park für Kinder und Jugendliche, welcher bereits durch die Boule-Anlage und die Freiflächen 
mit Bolzplatz geprägt ist, soll gemäß beschlossenem Kinderspielplatzbedarfsplan in Zukunft 
um weitere Angebote ergänzt werden und bedarf entsprechend ebenfalls der planungsrecht-
lichen Sicherung. 
 
Auf der Fläche soll zudem ein neues Blockheizkraftwerk entstehen, welches einen Teil der 
Versorgung im Bereich Norderstedt übernehmen kann. Da für den betroffenen Bereich be-
reits ein Bebauungsplan mit Festsetzung „Grünfläche“ vorliegt, ist auch hier die planungs-
rechtliche Neuordnung notwendig. 
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Anlagen: 
1. Übersicht mit Darstellung des Plangebietes des Bebauungsplans (Stand: 28.06.2016) 
2. Gebiet des Aufstellungsbeschlusses des Bebauungsplans (Stand: 28.06.2016) 
3. Ausschnitt Flächennutzungsplan 2020 (Stand: 28.06.2016) 
4. Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 316 (Stand: 28.06.2016, verkleinert auf A4) 
5. Begründung zum Bebauungsplan Nr. 316 (Stand: 28.06.2016) 
6. Maßnahmen zur Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
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BESCHLUSSVORLAGE 

  Vorlage-Nr.: B 16/0277 

601 - Fachbereich Planung Datum: 05.07.2016 

Bearb.:  Kerlies, Anna Carina Tel.: -229  öffentlich 

Az.:  601/Frau Anna Carina Kerlies -lo  

 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Verkehr 

21.07.2016 Entscheidung 

 
 

Bebauungsplan Nr. 293 Norderstedt "Friedrichsgaber Weg/Syltkuhlen" 
Gebiet: Westlich Friedrichsgaber Weg, nördlich der Bebauung Waldstraße, östlich 

Syltkuhlen 
hier: Beschluss über das Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Träger 

öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Das Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung nach §§ 3 Absatz 1 und 4 Absatz 1 BauGB wird 
entsprechend den Vermerken der Verwaltung vom 01.06.2016 (Anlagen 2 und 4) gebilligt.  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, auf dieser Grundlage den Entwurf zu fertigen. 
 
Die Schreiben mit den eingegangenen Stellungnahmen sowie die Niederschrift der öffentli-
chen Veranstaltung vom 28.04.2016 sind als Anlagen Nr. 3, 5 und 6 dieser Vorlage beige-
fügt. 
 
Auf Grund des § 22 GO waren keine/folgende Ausschussmitglieder von der Beratung und 
Beschlussfassung ausgeschlossen; sie waren weder bei der Beratung noch bei der Abstim-
mung anwesend: 
 
 
Sachverhalt 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr hat in seiner Sitzung am 03.05.2012 (vgl. 
hierzu B 12/0142) den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 293 (siehe Anlage 1) 
mit den Planungszielen gefasst:  
 

- Neustrukturierung des Quartiers 
- Schaffung zusätzlicher Baurechte 
- Neuordnung der verkehrlichen Erschließung 
- Erhaltung und Sicherung der Grünbestände. 

 
In seiner Sitzung am 03.03.2016 (vgl. hierzu B 16/0062) wurde durch den Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Verkehr die Durchführung der frühzeitigen Behörden- und Öffentlich-
keitsbeteiligung beschlossen. 
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Die Veranstaltung fand am 28.04.2016 im Plenarsaal statt und war mit rund 60 Einwohner/-
innen gut besucht. Anschließend hingen die Pläne zu Jedermanns Einsicht vom 29.04.2016 
bis 03.06.2016 im Rathaus aus.  
 
Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung gingen folgende Hinweise und Anregungen 
ein:  
 
Die sich beteiligenden Behörden äußerten grundlegend keine Bedenken. Es gab lediglich 
einige Hinweise.  
 
 
Öffentlicher Personennahverkehr 
 
Es wurde angeregt, bei einer möglichen Umgestaltung des Friedrichsgaber Weges die dorti-
gen Haltestellen „Habichtweg“ an den Fahrbahnrand zu legen und gleichzeitig barrierefrei 
herzustellen. Im Laufe des weiteren Verfahrens wird eine Überplanung der Haltestellen ent-
lang des Friedrichsgaber Weges überprüft. 
 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gingen in der Veranstaltung und durch 
die schriftlichen Stellungnahmen der privaten Einwender hauptsächlich Anregungen zu der 
generellen städtebaulichen Konzeption, dem geplanten sogenannten „Startergebäude“, der 
verkehrlichen Erschließung und der Freiflächenplanung, im Besonderen der Abstandsfläche 
zwischen Röntgengang und Sauerbruchring und den Kleinkinderspielplätzen, ein. Im Rah-
men der schriftlichen Stellungnahmen wurde außerdem die Beteiligung kritisiert. 
 
 
Stadtplanungskonzeption  
 
Dem städtebaulichen Entwurf wurde, u. a. in Hinblick auf die Verdichtung, eine nicht zeitge-
mäße Stadtplanungskonzeption attestiert.  
 
Für das Quartier am Friedrichsgaber Weg ist festzuhalten, dass es seit ca. 1972 städtebau-
lich keine grundlegenden Veränderungen gab. Nach den heutigen Maßstäben entspricht die 
Bebauung nicht mehr den Anforderungen, gerade an barrierefreien bzw. altersgerechten 
Wohnraum. Die Gebäude können teilweise nicht auf den erforderlichen Stand gebracht wer-
den und müssen daher erneuert werden. In diesem Zuge soll auch das Wohnungsangebot 
erhöht werden. 
 
Der Bundesgesetzgeber hat durch die Novellierung des Baugesetzbuches eine Verdichtung 
von innerstädtischen Quartieren ausdrücklich gefordert, indem der Vorrang der Innenent-
wicklung als Grundsatz der Bauleitplanung in § 1 Abs. 5 BauGB eingeführt wurde. Es sind 
danach vorrangig Flächen im Siedlungszusammenhang zu entwickeln, um die Zersiedelung 
der Landschaft zu minimieren.  
 
Ergänzend dazu orientieren sich zeitgemäße Vorhaben der Stadtplanung verstärkt an dem 
§ 1 a Abs. 2 BauGB. Hierbei heißt es: Mit Grund und Boden soll schonend umgegangen 
werden; dabei ist zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauli-
che Nutzungen die Möglichkeit der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wie-
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen der Innenent-
wicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen.  
 
Die Nachverdichtung des Siedlungsraumes in bestehenden Quartieren ist eine erforderliche 
Maßnahme, um dem erhöhten Bedarf nach Wohnraum im Stadtgebiet nachzukommen.  
 
Bei entsprechenden Maßnahmen werden alle Vorgaben für die zu schützenden Bereiche 
berücksichtigt und in die Vorhabenplanung integriert, hierzu gehören selbstverständlich auch 
die Lebens- und Wohnqualität in und um das spätere Quartier. 
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So ist weiterhin darauf zu verweisen, dass durch die neuen Planungen die Mehrzahl der er-
forderlichen Stellplätze unterirdisch untergebracht wird, was zu einer verkehrlichen und damit 
auch lärmtechnischen Beruhigung innerhalb des Quartiers führen wird.  
 
Durch die gänzliche Umplanung der Freiflächen werden neue Räume für Kinder geschaffen 
und die derzeit als mangelhaft eingestuften Kleinkinderspielplätze durch neue ersetzt.  
 
Der bisher vor allem durch Stellplätze dominierte Quartiersinnenbereich wird durch die Um-
planung ein grüneres Erscheinungsbild bekommen. Es werden hierbei sowohl halböffentliche 
wie auch private Grünbereiche für die Bewohner der Anlage geschaffen. Die bestehenden 
oder neu zu schaffenden Stellplatz- bzw. Parkplatzanlagen werden durch neu anzupflanzen-
de Bäume durchgrünt. 
 
Die Nachverdichtung mit gleichzeitiger Aufwertung und Beruhigung der Innenbereiche, stär-
kerer Durchgrünung sowie Schaffung neuer, zeitgemäßer Spielflächen stellt demnach einen 
Beitrag der zeigemäßen Stadtplanung dar. 
 
 
Startergebäude 
 
Weiter wurde kritisiert, dass das Startergebäude zu dicht an dem nördlich angrenzenden 
Gebäude am Sauerbruchring geplant ist und dadurch seitens der Eigentümer ein Wertverlust 
der Wohnungen des v. g. Gebäudes befürchtet wird.  
 
Rein rechtlich betrachtet, entsprechen die Abstandsflächen der künftigen Hochbauten den 
gesetzlichen Vorgaben der Landesbauordnung Schleswig-Holstein. 
 
Aus planerischer Sicht sind diese Abstände auch vertretbar und entsprechen vielmehr dem 
heutigen Verdichtungsstandard, auch für Gebiete die gänzlich neubebaut werden, und findet 
sich auch in Norderstedt wieder. 
 
Grundsätzlich ist auch noch einmal darauf hinzuweisen, dass in dem Zeitraum, in dem die 
Gebäude errichtet wurden, andere Baumaßstäbe herangezogen wurden. Heute sieht der 
Bundesgesetzgeber die vorrangige Verdichtung innerhalb von Bestandsgebieten als hervor-
gehobenes Ziel (vgl. BauGB § 1 (5)). Dies impliziert auch, dass der Bundesgesetzgeber 
durch eine erhöhte Verdichtung in Siedlungsgebieten eine Verringerung der Gebäudeab-
stände in Betracht zieht, unter Einhaltung der definierten Abstandsflächen durch die Landes-
bauordnung. 
 
Die Anregungen werden daher nicht berücksichtigt. 
 
Die Stadt Norderstedt sieht einen möglichen Wertverlust der Eigentumswohnungen im 
Röntgengang und Sauerbruchring durch das künftige „Startergebäude“ im westlichen Plan-
gebiet des Bebauungsplanes Nr. 293 nicht als gegeben an.  
 
Vielmehr ist von einer Wertsteigerung auszugehen, da durch eine Attraktivitätssteigerung 
sowie Modernisierung der baulichen Strukturen innerhalb des Quartiers am Friedrichsgaber 
Weg das Erscheinungsbild an zeitgemäße Ansprüche angepasst und gesteigert wird. Davon 
wird auch die naheliegende Bestandsbebauung profitieren.  
 
Eine Beeinträchtigung für die Anlieger der v. g. Straßen kann seitens der Stadt Norderstedt 
nicht bestätigt werden.  
 
Die Höhe des Gebäudes und dessen Ausrichtung wurden im Weiteren negativ bewertet bzw. 
Anregungen bezüglich einer geänderten Planung geäußert.  
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Es wurde vorgeschlagen, dass „Startergebäude“ in der Geschossigkeit zu reduzieren und die 
dadurch wegfallenden Wohnungen durch Aufstockung anderer Neubauten zu realisieren.  
 
Das „Startergebäude“ ist der erste Baustein für die Erneuerung der Gebäude am Friedrichs-
gaber Weg. Die Bewohner aus den dort bestehenden Gebäuden müssen zunächst eine 
adäquate Unterbringung zur Verfügung gestellt bekommen, bevor der Abriss und dann fol-
gende Neubau erfolgen kann. Hierbei wird ein zusammenhängender Neubau sämtlicher Ge-
bäude am Friedrichsgaber Weg, auch der rückwärtig liegenden, durchgeführt.  
 
Daher ist eine Aufstockung der Gebäude am Friedrichsgaber Weg keine Lösungsalternative 
für das Umzugsmanagement. 
 
Die Anregung kann aus diesen Gründen nicht berücksichtigt werden. 
 
Ein weiterer Vorschlag war, das Gebäude in einer Nord-Süd-Ausrichtung zu errichten oder 
mit mehr Abstand zum Gebäude am Sauerbruchring, einschließlich abgestufter Höhenent-
wicklung sowie tiefengestaffelter Bauweise.  
 
Diese Anregungen werden im weiteren Verfahren auf ihre Realisierbarkeit geprüft. 
 
Ebenso wurde die Beeinträchtigung der Wohnqualität aufgrund einer zu starken Verschat-
tung des „Startergebäudes“ durch den nördlich davon stehenden Bestandsbau am Sauer-
bruchring angemerkt.  
 
Im Rahmen einer Verschattungsanalyse wird dies im weiteren Verfahren geprüft. 
 
Zusätzlich wurde die Idee eingebracht, dass der senkrecht zum Friedrichsgaber Weg geplan-
te Neubau durch Aufstockung der übrigen Neubauten in dem Bereich durch eine neue Frei-
fläche in den Planungen ersetzt wird.  
 
Diese Möglichkeit wird ebenso im weiteren Verfahren geprüft. 
 
 
Verkehr 
 
Neben der baulichen wurde auch die verkehrliche Struktur kritisiert. So wurde eine nicht hin-
nehmbare Belastung durch die Erhöhung der Verkehrsentwicklung aufgrund einer Verdopp-
lung der Wohnungsanzahl benannt.  
 
Durch das geplante Vorhaben wird eine zusätzliche Zahl an Stellplätzen innerhalb des Ge-
bietes geschaffen, um den derzeitig bestehenden Parkplatzdruck zu mindern. Denn nach 
jetzigem Stand herrscht ein Stellplatzdefizit in dem Gebiet, es sind also weniger Stellplätze 
als Wohneinheiten vorhanden. Dies verursacht einen erhöhten „Suchverkehr“, der zu einer 
starken Verkehrs- und Lärmbelastung des Gebiets und in den umliegenden Straßen, und in 
Teilbereichen zu einem „Wildparken“, führt.  
 
Durch den Bebauungsplan Nr. 293 wird über den üblichen Stellplatzschlüssel der Stadt Nor-
derstedt sichergestellt, dass rechnerisch jede Wohnung, also des Bestands wie auch der 
Neubauten, berücksichtigt wird. Somit wird zukünftig, nach heutigen Gesichtspunkten, eine 
ausreichende Zahl an Stellplätzen innerhalb des Plangebietes nachgewiesen. Die o. g. Park-
suchverkehre sollen durch dieses erweiterte Stellplatzangebot weitest möglich minimiert 
werden. 
 
Um weiterhin den neuen Mobilitätsansprüchen der Menschen nachzukommen, werden eini-
ge Stellplätze für das Car-Sharing vorgehalten. 
 
Die Planungen für das Gebiet zeigen deutlich auf, welche unterschiedlichen Interessen im 
Rahmen von verkehrlichen Belangen auf das Quartier wirken. So müssen die Ansprüche von 
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PKW-nutzenden ansässigen und neuen Bewohnern ebenso in den Planungen bedacht wer-
den wie jener ohne PKW bzw. von zeitweise nutzenden (Car-Sharing). Auch die nachbarli-
chen Interessen sind in die Planungen aufzunehmen, die wiederum ein Interesse an einer 
geordneten, lärmreduzierten Verkehrsleitung und -unterbringung haben.  
 
Die Stadt Norderstedt sieht über die Planungen bezüglich der Anzahl der Stellplätze und 
deren Unterbringung das Ziel weitestgehend erfüllt. Die PKW werden mehrheitlich unterir-
disch untergebracht, was im Vergleich zur heutigen Situation die Lärmbelastung des Quar-
tiers und ebenso die optische Dominanz der PKW im Gebiet reduziert und zusätzlich eine 
stärkere Durchgrünung zulässt, was den heutigen Planungsstandards sowie Ansprüchen von 
Bewohnern an ein Quartier entspricht. 
 
Leider lassen sich jedoch nach derzeitigen Planungen aufgrund der Anforderungen an die 
Stellplatzanzahl nicht sämtliche Stell- und Parkplätze unterirdisch anordnen und es müssen 
einige oberirdische Anlagen zusätzlich geschaffen werden bzw. bestehen bleiben. 
 
Es wurde in den Planungen jedoch darauf geachtet, dass Durchwegungsverkehre verhindert 
werden. So erfolgt die Gebietserschließung über den Friedrichsgaber Weg, der die Hauptlast 
(90 %) tragen wird, und den Röntgengang. Hierdurch wird weiterhin eine grüne, verkehrs-
freie Mitte geschaffen, die, gerade auch für Kinder, eine sichere, eigenständige Erlebbarkeit 
des Quartiers ermöglicht. 
 
Die Stellplatzfläche am Röntgengang wurde im Besonderen kritisch betrachtet. Als Gründe 
wurden die Zuwegung über den Röntgengang genannt und die dadurch entstehende Lär-
mentwicklung in diesem Bereich.  
 
Der sich aus der zusätzlichen Bebauung ergebende Verkehr für die Stellplatzfläche am 
Röntgengang beschränkt sich auf den Zielverkehr der Anwohner aus dem Quartier. Von ei-
ner deutlichen Erhöhung wird nicht ausgegangen (siehe hierzu auch oben). 
 
In Verbindung mit der Errichtung des geplanten Startergebäudes wird auch die Zahl an er-
forderlichen Stellplätzen für das Bestandsgebäude am Röntgengang mitgeschaffen.  
 
Durch eine ausreichende Zahl an Stell- und Parkplätzen innerhalb des Plangebietes wird der 
derzeit bestehende „Suchverkehr“ nach einer Abstellmöglichkeit minimiert und die Verkehrs-
flüsse innerhalb des Gebiets und der angrenzenden Straßenflächen verringert. 
 
Im Rahmen der bisherigen Bearbeitung des Bebauungsplanes Nr. 293 ist bereits eine lärm-
technische Untersuchung erstellt worden. Soweit erforderlich wird diese im Laufe des weite-
ren Verfahrens erweitert und die Ergebnisse in der Planung berücksichtigt. 
 
Vorschläge für eine geänderte Planung am Röntgengang sahen vor, dass diese Stellplätze 
auch in einer Tiefgarage untergebracht werden und diese ggf. über den Friedrichsgaber Weg 
erschlossen werden könnte. 
 
Die Unterbringung der Stellplätze am Röntgengang in einer Tiefgarage wird im weiteren Ver-
fahren geprüft.  
 
Dabei ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die Fläche für die Tiefgarage auch aufgrund der 
zu erhaltenden Bestandsbebauung sowie der Bäume und des Knickes und des Tarzan-
Schwingers begrenzt ist. Deswegen war dies nach derzeitigem Stand nicht möglich. 
 
 
Freiflächenplanung 
 
Die Freiflächenplanung wurde in Bezug auf den Wegfall der Abstandsgrünfläche zwischen 
dem Röntgengang und dem Sauerbruchring durch die geplante Bebauung mit dem „Starter-
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gebäude“ bemängelt. Nach Aussagen der Einwender ist sie sowohl Spiel- als auch Nachbar-
schafts- bzw. Kommunikationsfläche. 
 
Die bestehenden Freiflächen innerhalb des Plangebietes besitzen zum derzeitigen Zeitpunkt 
eine geringe Gestaltungs- und Aufenthaltsqualität. Die Planungen sehen vor, die Freiflächen 
neuzugestalten. Dabei werden neue private wie auch halböffentliche Grünräume für die Kin-
der aber auch für die übrigen Bewohner geschaffen. 
 
Trotz des Wegfalls der grünen Abstandsfläche wird der durchgrünte Charakter im Gesamt-
kontext der Siedlung gestärkt, im Besonderen dadurch, dass die bestehende, das Gebiet 
dominierende und durchquerende, Erschließungsfläche überplant wird. Stattdessen erfolgt 
die Unterbringung des ruhenden Verkehrs vor allem unterirdisch bzw. auf kleineren, zukünf-
tig durchgrünten Stell- bzw. Parkplatzflächen. 
 
Damit werden durch die Aufwertung der bestehenden Freiflächen neue Kommunikationsbe-
reiche innerhalb des Quartiers geschaffen. Durch die Umgestaltung werden Barrieren ver-
mindert, um für alle Bewohner weitere Bereiche zu erschließen, die gemeinsam genutzt wer-
den können. 
 
Im Zuge der Kritik an der Freiflächenplanung wurde die Befürchtung geäußert, dass durch 
die Neuplanungen keine Spielflächen für die Kinder mehr in dem Quartier liegen. 
 
Durch die gänzliche Umplanung der Freiflächen werden neue Räume für Kinder geschaffen 
und die derzeit als mangelhaft eingestuften Kleinkinderspielplätze durch neue ersetzt. Diese 
sind entsprechend der Landesbauordnung im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
seitens des Vorhabenträgers nachzuweisen. Die Regelung von Kleinkinderspielplätzen ob-
liegt nicht der Regelungskompetenz eines Bebauungsplanes.  
 
Im Zuge der Freiflächengestaltung, auch in Abstimmung der Herstellung von ausreichend 
Stell- und Parkplätzen, war es das hervorgehobene Ziel der Stadt Norderstedt, wie oben 
auch schon beschrieben, eine verkehrsfreie Mittelachse im Quartier zu schaffen. Diese er-
möglicht den Kindern des Quartiers und auch der Umgebung eine möglichst sichere Durch-
querung des Gebietes und Erreichbarkeit der einzelnen Kleinkinderspielplatzanlagen sowie 
dem Tarzan-Schwinger. 
 
Der Tarzan-Schwinger als eine wichtige öffentliche Spielplatzfläche wird zukünftig über den 
Bebauungsplan gesichert und stellt eines der Planungsziele der Stadt Norderstedt für das 
Quartier dar. Gemäß des Kinderspielplatzbedarfsplans der Stadt Norderstedt ist kein weite-
rer Bedarf an öffentlichen Spielplatzflächen in dem Bereich gegeben. 
 
 
Kritik an der Beteiligung 
 
Im Weiteren wurde Kritik an dem Verfahren im Sinne der Beteiligung der Öffentlichkeit geübt. 
Einige Bewohner und Anlieger des Quartiers äußerten, dass sie sich zu spät und daher nicht 
umfassend in die Planungen eingebunden fühlten. 
 
Durch die Informationsveranstaltung am 28.04.2016 hat die Stadt Norderstedt gem. § 3 
Abs. 1 BauGB frühzeitig über die Grundzüge der Planung des Bebauungsplanes Nr. 293 
informiert. Das geplante Vorhaben befindet sich somit am Anfang des Planungsprozesses, 
trotz einer bereits seit ca. vier Jahren andauernden Planungsphase (Aufstellungsbeschluss 
2012). Zu diesem frühen Zeitpunkt des Planungsprozesses wird die Öffentlichkeit entspre-
chend der gesetzlichen Vorgaben in die Planungen einbezogen, um vorgebrachte Anregun-
gen und Bedenken im Rahmen des Abwägungsprozesses zu prüfen und diese im weiteren 
Planungsprozess ggf. zu berücksichtigen. 
 
Die Stadt Norderstedt informiert nicht nur ortsüblich entsprechend der gesetzlichen Vorga-
ben durch die Norderstedter Zeitung, sondern stellt auch in und am Gebiet sowie zentralen 
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Standorten der Stadt im näheren Umkreis des Plangebietes Aufsteller mind. 2 Wochen vor 
der Veranstaltung auf. Weiterhin werden die Unterlagen im Internet bereitgestellt. Neben der 
Veranstaltung kann sich jeder Interessierte in einem persönlichen Termin bei dem Planer 
über das Projekt jederzeit, auch außerhalb der Beteiligungsfristen, über den Planungsstand 
informieren. Außerdem können Informationsflyer zu dem jeweiligen Projekt mitgenommen 
werden, die die grundlegenden Informationen zu dem Verfahren sowie die Kontaktpersonen 
benennt. 
 
Eine weitere Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt im Rahmen der Offenlage. 
 
Eine zu späte Beteiligung der Öffentlichkeit innerhalb des Planungsprozesses ist daher zu 
verneinen. Planungsprozesse unterliegen keinen zeitlichen Bindungen, was die Dauer des 
Prozesses betrifft. 
 
Die Anregungen werden daher nicht berücksichtigt. 
 
Der Umfang und Detaillierungsgrad der Ermittlung der Umweltbelange ist in der Scoping-
Tabelle (siehe Anlage 7) dargestellt (§ 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB). Die noch ausstehenden Un-
tersuchungen werden im weiteren Verfahren des B-Planes durchgeführt. 
 
Anlagen: 
1. Übersicht mit Darstellung des Plangebietes des Bebauungsplans 
2. Tabelle: Abwägungsvorschlag über die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
3. Eingegangene Stellungnahmen Träger öffentlicher Belange 
4. Tabelle: Abwägungsvorschlag über die Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
5. Eingegangene Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
6. Protokoll der Veranstaltung 
7. Scoping-Tabelle 
8. Liste der anonymisierten Einwender (nicht öffentlich) 
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BESCHLUSSVORLAGE 

  Vorlage-Nr.: B 16/0292 

601 - Fachbereich Planung Datum: 06.07.2016 

Bearb.:  Pongratz, Christine Tel.: -204  öffentlich 

Az.:  601/Frau Christine Pongratz -lo  

 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Verkehr 

21.07.2016 Entscheidung 

 
 

Bebauungsplan Nr. 296 Norderstedt "Südlich Flensburger Hagen" 
Gebiet: südlich Flensburger Hagen, nördlich Industriebahn, westlich Ulzburger Straße 
hier: Einstellung des Verfahrens 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Das Verfahren des Bauleitplanes, Bebauungsplan Nr. 296 Norderstedt „Südlich Flensburger 
Hagen", Gebiet: südlich Flensburger Hagen, nördlich Industriebahn, westlich Ulzburger Stra-
ße unter Aufhebung eines Teilbereiches des Bebauungsplanes Nr. 272 Norderstedt „Nörd-
lich Quickborner Straße“ wird eingestellt. 
 
Aufgrund des § 22 GO waren keine/folgende Ausschussmitglieder/Stadtvertreter von der 
Beratung und Abstimmung ausgeschlossen; sie waren weder bei der Beratung noch bei der 
Abstimmung anwesend: ... 
 
 
Sachverhalt 
 
Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 296 „Südlich Flensburger Hagen“ 
wurde in der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Verkehr am 21.11.2013 
gefasst. 
 
Der Bereich südlich des Flensburger Hagens ist im Flächennutzungsplan der Stadt 
(FNP 2020) als Wohnbauflächen W3 und W3a dargestellt. Die Wohnbaufläche W3 ist als 
Fläche, deren Böden mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sein können, gekennzeich-
net.  
 
Westlich an die Wohnbauflächen W3a grenzt ein Bereich, der als Grünfläche mit der Zweck-
bestimmung Parkanlage dargestellt ist. Der Bereich nördlich des Flensburger Hagens wird 
im FNP 2020 als landwirtschaftliche Fläche sowie Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft dargestellt. Die Flächen südlich des In-
dustriegleises sind ebenfalls als Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage darge-
stellt und als Flächen, deren Böden mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sein können, 
gekennzeichnet. 
 
Der Bereich südlich der Gleisanlagen ist in dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 272 der 
Stadt Norderstedt „Nördlich Quickborner Straße“ als Maßnahmenfläche sowie Anpflanzflä-
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che bzw. Fläche mit der Bindung für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sowie von Gewässern festgesetzt. 
 
Das Konzept des Investors sah für die Wohnbauflächen W3 und W3a eine Bebauung mit 
Einzel- und Doppelhäusern (insgesamt etwa 50 Wohneinheiten) vor. 
 
Das Gebiet sollte über den Flensburger Hagen erschlossen werden. Die interne Erschlie-
ßung des Wohngebietes sollte über eine ringförmige Straße mit begrünten öffentlichen Park-
platzflächen erfolgen.  
 
Das vorgelegte Konzept des Antragstellers wurde grundsätzlich als städtebaulich sinnvoll 
eingestuft, jedoch bestanden im Einzelnen Überarbeitungsbedarfe; zu diesen zählte u. a. die 
Untersuchung der Altlastensituation. Erst dann beabsichtigte die Verwaltung die Öffentlich-
keit zu beteiligen. 
 
Aufgrund der Erkenntnisse der Altlastenuntersuchungen hat der Ausschuss für Stadtentwick-
lung und Verkehr in seiner Sitzung am 16.06.2016 beschlossen, das Verfahren des Bebau-
ungsplanes Nr. 296 zurückzustellen. 
 
Da es zurzeit nicht absehbar ist, wann das Bebauungsplanverfahren bei ggf. fortschreitender 
technischer Entwicklung wieder aufgenommen werden kann und soll, schlägt die Verwaltung 
vor, das Verfahren einzustellen. 
 
Anlagen: 
1. Übersicht mit Darstellung des Plangebietes des Bebauungsplans 
2. Gebiet des Aufstellungsbeschlusses des Bebauungsplan, Stand: 01.11.2013 
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